
trächtigt wird. Bereits an dieser Stelle ist die Kunstfreiheit
nach den in D.I. geschilderten Maßstäben zu berücksichtigen,
sofern der Schutzbereich der Kunstfreiheit (dazu unter B.)
eröffnet ist.

Wird eine Beeinträchtigung bejaht, ist als nächste Vorausset-
zung zu prüfen, ob die Beeinträchtigung rechtswidrig ist. Die
Rechtswidrigkeit scheidet aus, wenn eine Duldungspflicht
besteht (§ 1004 II BGB analog). Eine solche Duldungspflicht
kann sich aus der Kunstfreiheit ergeben.73 An dieser Stelle
sind Kunstfreiheit und Persönlichkeitsrecht nach den unter
D.II. geschilderten Maßstäben miteinander abzuwägen.
Überwiegt die Kunstfreiheit, scheidet ein Anspruch auf Un-
terlassung aus, andernfalls sind die weiteren Anspruchs-
voraussetzungen zu prüfen.

F. FAZIT

Am Verhältnis von Kunstfreiheit und Persönlichkeitsrecht
zeigt sich die besondere Bedeutung des Straf- und Zivilrechts
für die Herstellung praktischer Konkordanz. Das Erforder-
nis, kollidierende Grundrechtspositionen in einen möglichst
schonenden Ausgleich zu bringen, ist verfassungsrechtlich
aufgetragen. Praktisch umzusetzen ist dieses Ziel vorrangig
durch eine an den grundrechtlichen Wertungen orientierte
Auslegung und Anwendung des einfachen Rechts. Berück-
sichtigt man dabei die dargelegten Grundsätze, sollten sich
alle einschlägigen Fallkonstellationen im Bereich von Kunst-
freiheit und Persönlichkeitsrecht angemessen lösen lassen.

73 BeckOKBGB/Fritsche, 59. Ed. 1.8.2021, § 1004 Rn. 106.
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Bei den vergangenen Bundestagswahlen hatte die populistische Partei „Gegenentwurf zu
Deutschland“ (GzD) großen Erfolg. Die etablierten Parteien sind über den Einzug der GzD
in das Hohe Haus wenig erfreut: Sie ist in der Vergangenheit wiederholt durch konfrontative
Äußerungen und einen ruppigen Umgangston gegenüber Journalistinnen und Journalisten
aufgefallen. Auch im Bundestag setzen sich die Mitglieder der GzD-Fraktion notorisch über
die hergebrachten Regeln parlamentarischer Höflichkeit hinweg.

Als im Plenum des Bundestages die Wahl einer neuen Vizepräsidentin oder eines neuen
Vizepräsidenten ansteht, obliegt es turnusgemäß der GzD-Fraktion, einen Wahlvorschlag zu
unterbreiten. Die anderen Fraktionen wollen einen Vizepräsidenten der GzD unbedingt ver-
meiden. Geschlossen stimmen sie gegen den von der GzD aufgestellten Kandidaten. Auch die
in zwei nachfolgenden Wahlgängen nominierten Kandidatinnen der GzD verfehlen die nach
der Geschäftsordnung des Bundestages (GO-BT) notwendigen Mehrheiten. Dieser Vorgang
wiederholt sich beinahe quartalsweise.

Der fraktionslose Abgeordnete Uwe Kampfmann (K) beobachtet das Geschehen mit Ver-
druss. Es bringe nur Verlierer hervor und schade dem Ansehen des Parlaments. In einer
Plenarrede fordert K, der Bundestag möge zu inhaltlicher Arbeit zurückkehren, und schlägt
eine Änderung des § 2 GO-BT vor. K möchte, dass eine Fraktion frühestens drei Monate
nach dem letzten erfolglosen Wahlgang einen weiteren Wahlgang beantragen darf. Außerdem
heißt es in diesem Entwurf: „Finden Wahlvorschläge einer Fraktion in drei aufeinander-
folgenden Wahlgängen nicht die erforderliche Mehrheit, erlischt das Vorschlagsrecht dieser
Fraktion für den Rest der Legislaturperiode.“

Da die Legislaturperiode bald endet, die GzD aber mit dem Wiedereinzug in den Bundestag
rechnen kann, möchte K diese Änderungen der GO-BT in Gesetzesform gießen, um Wieder-
holungen des „unwürdigen Spiels“ bei künftigen Wahlen zum Präsidium zu unterbinden.

Als K den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Geschäftsordnung des Bundestages
(GOBTÄG) in das Plenum einbringt, signalisiert der Vorsitzende einer Koalitionsfraktion im
Namen seiner Fraktion sogleich Zustimmung zu diesem Entwurf und seiner Begründung.

* Der Verfasser Reimer ist Direktor des Instituts für Finanz- und Steuerrecht der Universität Heidelberg, die Verfasserin Groß
Akad. Mitarbeiterin dieses Instituts. Die Klausur wurde im Wintersemester 2020/21 im Rahmen der Übung im Öffentlichen
Recht für Anfänger gestellt. Der Notendurchschnitt lag bei 6,64 Punkten, die Durchfallquote bei 9,29%.
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Nach nur einer Lesung beschließt der Bundestag mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen
die Annahme des Gesetzes. Nachdem es ordnungsgemäß den Bundesrat passiert hat, wird es
von der Bundespräsidentin nach Gegenzeichnung ausgefertigt und im Bundesgesetzblatt ver-
kündet.

Vertreter der Oppositionsfraktionen, allen voran Abgeordnete der GzD, sind empört. Sie
zweifeln die Verfassungskonformität des GOBTÄG an. Die Änderung mache es allen künfti-
gen Regierungsfraktionen leicht, das Parlamentspräsidium durch eine Verweigerungshaltung
ausschließlich mit eigenen Abgeordneten zu besetzen. Das diskriminiere die Oppositions-
fraktionen. Auch sei unerhört, dass die GO-BT durch ein Parlamentsgesetz geändert werde;
so etwas sei noch nie vorgekommen. Es gehe nicht an, dass die Koalitionsfraktionen ihre
aktuelle Mehrheit im Parlament gezielt dazu einsetzten, den nächsten Bundestag zu binden.

Insgesamt 180 Abgeordnete der Oppositionsfraktionen beantragen daraufhin vor dem Bun-
desverfassungsgericht die Überprüfung des GOBTÄG.

Bearbeitervermerk: Prüfen Sie gutachtlich, erforderlichenfalls hilfsgutachtlich, die Erfolgsaussichten
des Antrags!

& LÖSUNG

A. ZULÄSSIGKEIT

I. Zuständigkeit des BVerfG

Das BVerfG ist zuständig, wenn der Antrag der 180 Oppositionsabgeordneten statthaft ist,
das heißt die Grundvoraussetzungen einer der bundesverfassungsgerichtlichen Verfahrens-
arten erfüllt. Vorliegend kommt primär die sog. abstrakte Normenkontrolle, Art. 93 I Nr. 2
GG, §§ 13 Nr. 6, 76 ff. BVerfGG, in Betracht, sekundär ein Organstreit, Art. 93 I Nr. 1 GG,
§§ 13 Nr. 5, 63 ff. BVerfGG.

Die Wahl der Verfahrensart ist primär eine Frage der Auslegung des Antrags (s. dazu
BeckOKBVerfGG/Scheffczyk, Beck’scher Online-Kommentar BVerfGG, 12. Ed. 1.12.2021,
§ 23 Rn. 4). Hier begehren die Antragsteller „die Überprüfung des GOBTÄG“. Das spricht
für ihren Willen, den Antrag als Antrag auf abstrakte Normenkontrolle behandeln zu lassen.

Hinweise:

1. Erweist sich der Antrag in dieser Auslegung später als unzulässig, kommt sekundär seine Auslegung
oder Umdeutung als Antrag auf Durchführung eines Organstreits in Betracht.

2. Die Wahl der statthaften Verfahrensart hängt eng mit anderen Zulässigkeitsvoraussetzungen zusam-
men; die Auslegung des Antrags muss deshalb auch die Erfüllung dieser anderen Zulässigkeitsvoraus-
setzungen im Blick haben. Das gilt insbesondere für:

■ die Wahl des Antragsgegenstands: Mit der abstrakten Normenkontrolle wird das GOBTÄG als solches
(objektiv) überprüft, mit dem (kontradiktorischen) Organstreit eine oder mehrere Maßnahmen im
Zusammenhang mit dem Erlass des GOBTÄG.

■ die Antragsbefugnis: Im Unterschied zum Organstreit (§ 64 I BVerfGG) hängt der Erfolg einer abs-
trakten Normenkontrolle nicht davon ab, dass die Antragsteller in eigenen Rechten verletzt sind;

■ ein Quorum: Im Gegensatz zum Organstreit verlangt die abstrakte Normenkontrolle eine hohe Zahl
von Antragstellern (Art. 93 I Nr. 2 GG);

■ Fristfragen: Die abstrakte Normenkontrolle ist im Unterschied zum Organstreit (§ 64 III und IV
BVerfGG) nicht fristgebunden.

In der Gesamtschau zeigen diese Kriterien, dass die abstrakte Normenkontrolle im vorliegenden Fall
niederschwelliger ist und leichter zum Erfolg führen wird als der Organstreit. Daher spricht über den
Wortlaut des Antrags hinaus auch die Würdigung der Interessen der Antragsteller für die obige Wertung
des Antrags.

II. Antragsberechtigung

Antragsberechtigt ist ein Viertel der Mitglieder des Bundestages (Art. 93 I Nr. 2 GG). Die
Zahl der Mitglieder des Bundestages ergibt sich wegen Art. 38 III GG aus dem einfachen
Bundesrecht, hier: § 1 BWahlG zuzüglich eventueller Überhangs- und Ausgleichsmandate
iSd § 6 BWahlG. Da der Sachverhalt nicht erkennen lässt, dass der (fiktive) Bundestag aus
mehr als 720 Abgeordneten besteht, erfüllen die im Sachverhalt genannten 180 Antragsteller
das Quorum des Art. 93 I Nr. 2 GG.

Wahl der statthaften
Verfahrensart
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